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BESCHLUSS 

Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des 

Präsidenten  

Dr. Gerhart HOLZINGER, 

 

in Anwesenheit der Mitglieder 

Dr. Markus ACHATZ, 

Mag. Dr. Eleonore BERCHTOLD-OSTERMANN, 

Dr. Sieglinde GAHLEITNER, 

DDr. Christoph GRABENWARTER, 

Dr. Christoph HERBST, 

Dr. Michael HOLOUBEK, 

Dr. Helmut HÖRTENHUBER, 

Dr. Claudia KAHR, 

Dr. Rudolf MÜLLER, 

Dr. Johannes SCHNIZER und 

Dr. Ingrid SIESS-SCHERZ 

 

 

als Stimmführer, im Beisein der verfassungsrechtlichen Mitarbeiterin 

Mag. Claudia PRIEWASSER 

als Schriftführerin, 
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im von Amts wegen eingeleiteten Verfahren zur Prüfung der Gesetzmäßigkeit der 

Wortfolge "Unterach am Attersee Vöcklabruck 1. November 2012" in § 1 der 

Oberösterreichischen Bauübertragungsverordnung, LGBl. 61/2003, idF 

LGBl. 62/2015, in seiner heutigen nichtöffentlichen Sitzung beschlossen: 
 

I. Gemäß Art. 139 Abs. 1 Z 2 B-VG wird die Gesetzmäßigkeit des Art. II Z 1 der 

Verordnung der Oberösterreichischen Landesregierung, mit der die Oberös-

terreichische Bau-Übertragungsverordnung geändert wird, 

LGBl. Nr. 10/2017, von Amts wegen geprüft. 

II. Das zu V 1/2017 beim Verfassungsgerichtshof protokollierte Verordnungs-

prüfungsverfahren wird nach Fällung der Entscheidung im hiemit eingeleite-

ten Verordnungsprüfungsverfahren fortgesetzt werden. 

Begründung 

I. Sachverhalt und erstes Verordnungsprüfungsverfahren 

1. Mit Bescheid vom 6. Juli 2015 erteilte die Bezirkshauptmannschaft (BH) 

Vöcklabruck einer näher bezeichneten Gesellschaft – jeweils unter Vorschrei-

bung einer Vielzahl von Nebenbestimmungen – sowohl die gewerberechtliche 

(Spruchpunkt I.) als auch die baurechtliche (Spruchpunkt II.) Bewilligung zur 

Errichtung und zum Betrieb einer Hotel-Betriebsanlage mit Wohnungen, beste-

hend aus zwei getrennten Gebäuden, auf den Grundstücken Nr. .69, 112 und 114 

sowie den Grundstücken Nr. .68, 117 und 118, alle KG 50111 Unterach. Gegen 

diesen Bescheid erhoben zwei Nachbarn, die Miteigentümer der nordöstlich an 

das Baugrundstück angrenzenden Grundstücke Nr. 116 und .73, beide KG Unter-

ach, sind, Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht Oberösterreich. Mit 

Erkenntnis vom 10. Mai 2016 wies das Landesverwaltungsgericht Oberösterreich 

die gegen Spruchpunkt I. des Bescheides der BH Vöcklabruck vom 6. Juli 2015 

erhobene Beschwerde als unbegründet ab, die Behandlung der gegen dieses 

Erkenntnis an den Verfassungsgerichtshof gemäß Art. 144 B-VG erhobenen 

Beschwerde lehnte der Verfassungsgerichtshof mit Beschluss vom 12. Dezember 

2016, E 1239/2016-14, ab. 
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2. Mit einem weiteren Erkenntnis vom 18. Mai 2016 wies das Landesverwal-

tungsgericht Oberösterreich auch die gegen Spruchpunkt II. des Bescheides der 

BH Vöcklabruck vom 6. Juli 2015 erhobene Beschwerde als unbegründet ab, auch 

gegen dieses Erkenntnis erhoben die beiden Beschwerdeführer im Verfahren vor 

dem Landesverwaltungsgericht Oberösterreich eine auf Art. 144 B-VG gestützte 

Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof. Aus Anlass dieser Beschwerde 

leitete der Verfassungsgerichtshof mit Beschluss vom 12. Dezember 2016, 

E 1242/2016-16, von Amts wegen ein Verfahren zur Prüfung der Gesetzmäßigkeit 

der Wortfolge "Unterach am Attersee Vöcklabruck 1. November 2012" in § 1 der 

Oberösterreichischen Bauübertragungsverordnung, LGBl. 61/2003, idF 

LGBl. 62/2015, ein. Seine Bedenken gegen die Gesetzmäßigkeit der in Prüfung 

gezogenen Wortfolge begründete der Verfassungsgerichtshof wie folgt: 

"[…] 
 
5.1. Der Verfassungsgerichtshof vertritt beginnend mit seinen Erkenntnissen 
VfSlg. 2378/1952 und 2573/1953 in ständiger Rechtsprechung die Ansicht, dass 
es, wenn nicht das Gegenteil ausdrücklich vorgeschrieben ist, nicht erforderlich 
ist, dass eine Verordnung ihre gesetzliche Grundlage angibt. Ebenso wenig macht 
die Angabe einer falschen Rechtsgrundlage die Verordnung gesetzwidrig, sofern 
überhaupt eine gesetzliche Grundlage besteht. 
 
Fordert das Gesetz für die Erlassung der Verordnung aber die Herstellung des 
'Einvernehmens' mit einer anderen Behörde oder sonstigen Stelle, ist es erfor-
derlich, dass die zuvor erfolgte Herstellung des Einvernehmens in der Verlautba-
rung der Verordnung ausdrücklich festgestellt wird. Mangelt es an dieser Fest-
stellung, ist die Verordnung schon aus diesem Grund als gesetzwidrig zu betrach-
ten (vgl. VfSlg. 3467/1958, 10.719/1985, 16.930/2003, 19.109/2010). 
 
Dies gilt seit dem Erkenntnis VfSlg. 3467/1958 auch für den Fall, dass die Ge-
setzmäßigkeit der Verordnung von der Genehmigung durch eine andere Stelle 
abhängt (VfSlg. 3896/1961, 10.719/1985, 17.404/2004). Die Notwendigkeit, dass 
die Herstellung des Einvernehmens oder die Genehmigung durch eine andere 
Stelle in der Kundmachung der Verordnung zum Ausdruck gebracht wird, fußt 
nach der Auffassung des Verfassungsgerichtshofes im rechtsstaatlichen Prinzip. 
Es muss dem von der Verordnung Betroffenen möglich sein, zu erkennen, welche 
Verwaltungsbehörde entweder alleine oder im Zusammenwirken mit einer 
anderen Verwaltungsbehörde eine Verordnung erlassen hat, um überprüfen zu 
können, ob die Verordnung von der zuständigen Verwaltungsbehörde erlassen 
und ob das nach den gesetzlichen Vorschriften erforderliche Einvernehmen mit 
anderen Verwaltungsbehörden hergestellt oder die Zustimmung oder Genehmi-
gung anderer Verwaltungsbehörden eingeholt wurde. 
 
5.2. Die der angeführten Rechtsprechung zugrunde liegenden Überlegungen hat 
der Verfassungsgerichtshof mit dem Erkenntnis VfSlg. 7463/1974 auch auf solche 
Fälle übertragen, in denen die Erlassung einer Verordnung von der Antragstel-
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lung durch eine andere Stelle abhängig ist. Der Verfassungsgerichtshof hat dies 
im Erkenntnis VfSlg. 7463/1974 im Wesentlichen damit begründet, dass die 
Antragstellung eine unabdingbare Voraussetzung für die Erlassung der Verord-
nung ist. Im Erkenntnis VfSlg. 14.938/1997 (betreffend die Verordnung der 
Wiener Landesregierung, LGBl. 22/1991, mit der ein Teil des Wiener Stadtgebie-
tes zum Assanierungsgebiet erklärt wird) hat der Verfassungsgerichtshof diese 
Auffassung neuerlich für Verordnungen für maßgeblich erachtet, deren (verfas-
sungs)gesetzliche Grundlage Art. 118 Abs. 7 B-VG bildet, somit für Verordnun-
gen, in denen – auf Antrag der Gemeinde – Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungsbereiches auf eine staatliche Behörde übertragen werden. Dazu heißt es im 
Erkenntnis VfSlg. 14.938/1997: 
 
'Durch die Feststellung des Antrages der Gemeinde in der Kundmachung der 
Verordnung gemäß Art. 118 Abs. 7 B-VG wird der Rechtsunterworfene in die 
Lage versetzt, nachzuprüfen, ob eine Angelegenheit aus dem Vollzugsbereich des 
Landes über ausdrücklichen Wunsch der Gemeinde von der Landesregierung auf 
eine staatliche Behörde übertragen wurde und damit auf die Dauer der Übertra-
gung aus dem eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde ausscheidet. Es wird ihm 
dadurch möglich, zu beurteilen, welche Behörde in einer bestimmten Angele-
genheit zur Entscheidung zuständig ist. 
 
[…] Das rechtsstaatliche Prinzip gebietet also, daß der von einer Verordnung 
Betroffene bereits auf Grund des Kundmachungstextes in die Lage versetzt wird, 
den Autor einer Verordnung und alle zur Mitentscheidung (Einvernehmen, 
Genehmigung oder Zustimmung) berufenen Behörden sowie die bundesverfas-
sungsgesetzliche Voraussetzung zur Anordnung einer Zuständigkeitsübertragung 
zu erkennen.' 
 
Die Notwendigkeit, dass die Antragstellung der Gemeinde in der Kundmachung 
zum Ausdruck kommen muss, scheint auch für die Erlassung einer Verordnung 
gemäß § 40 Abs. 4 Oö. GemeindeO 1990 zu gelten, zumal diese Bestimmung der 
Ausführung des Art. 118 Abs. 7 B-VG dient (vgl. AB 228/1965 BlgLT (OÖ), 19. GP). 
 
5.3. Der Verfassungsgerichtshof geht vorläufig davon aus, dass die Oberösterrei-
chische Bauübertragungsverordnung diesem Erfordernis nicht entspricht: 
 
Die mit LGBl. 61/2003 kundgemachte Oberösterreichische Bauübertragungsver-
ordnung enthält keinen Hinweis darauf, dass der Übertragung der örtlichen 
Baupolizei iSd § 2 Abs. 1 Oö. Bau-Übertragungsverordnung auf eine Bezirksver-
waltungsbehörde ein entsprechender Antrag der Gemeinde vorausgegangen 
wäre. Gleiches gilt auch für die Novelle LGBl. 79/2012, mit der die Übertragung 
der eben erwähnten Angelegenheiten der örtlichen Baupolizei von der Gemein-
de Unterach am Attersee auf die BH Vöcklabruck erfolgte, und die weiteren 
Novellierungen dieser Verordnung. 
 
Der Verfassungsgerichtshof geht daher vorläufig davon aus, dass die im vorlie-
genden Fall präjudizelle Wortfolge 'Unterach am Attersee Vöcklabruck 1. No-
vember 2012' in § 1 Oö. Bau-Übertragungsverordnung den Voraussetzungen des 



 

 

 

V 1/2017-18 
28.06.2017 

 

5 von 10 
 
 

 

 

Art. 118 Abs. 7 B-VG und des § 40 Abs. 4 Oö. GemeindeO 1990 nicht entspricht 
und daher gesetzwidrig sein könnte. 
 
Daran scheint auch der Umstand, dass – wie sich aus den dem Verfassungsge-
richtshof vorliegenden Unterlagen ergibt – eine Übertragung der Angelegenhei-
ten der örtlichen Baupolizei iSd § 2 Abs. 1 Oö. Bau-Übertragungsverordnung über 
Antrag der Gemeinde Unterach am Attersee (Beschluss des Gemeinderates der 
Gemeinde Unterach am Attersee vom 26. Juli 2012) erfolgt ist, nichts zu ändern. 
 
[…]". 
 

Das entsprechende Verordnungsprüfungsverfahren ist beim Verfassungsge-

richtshof zur Zahl V 1/2017 protokolliert. 

3. Mit Verfügung vom 4. Jänner 2017 forderte der Verfassungsgerichtshof unter 

anderem die Oberösterreichische Landesregierung auf, binnen acht Wochen zu 

den vom Verfassungsgerichtshof in seinem Beschluss vom 12. Dezember 2016, 

E 1242/2016-16, hinsichtlich der Wortfolge "Unterach am Attersee Vöcklabruck 

1. November 2012" in § 1 Oö. Bau-Übertragungsverordnung ausgeführten 

Bedenken eine Äußerung zu erstatten. 

4. Am 31. Jänner 2017 wurde die Verordnung der Oberösterreichischen Landes-

regierung, mit der die Oö. Bau-Übertragungsverordnung geändert wird, 

LGBl. 10/2017, kundgemacht, die auszugsweise wie folgt lautet (die in Prüfung 

gezogene Ziffer ist hervorgehoben): 

"Verordnung 
der Oö. Landesregierung, mit der die Oö. Bau-Übertragungsverordnung 

geändert wird 
 
 

Auf Grund des § 40 Abs. 4 der Oö. Gemeindeordnung 1990, LGBl. Nr. 91/1990, in 
der Fassung des Landesgesetzes LGBl. Nr. 41/2015, sowie auf Antrag der nach-
stehend genannten Gemeinden, wird verordnet: 
 

Artikel I 
 
Die Oö. Bau-Übertragungsverordnung, LGBl. Nr. 61/2003, in der Fassung der 
Verordnung LGBl. Nr. 71/2016, wird wie folgt geändert: 
 
1. Im § 1 wird nach dem Wort 'Gemeinden' der Passus '- sowie auf Antrag der 
genannten Gemeinden -' eingefügt. 
 
[…] 
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Artikel II 
Es treten in Kraft: 
1. Artikel I Z 1 mit 1. Juli 2003; 
 
[…] 
 

Für die Oö. Landesregierung: 
[…]". 
 

5. Am 16. Februar 2017 – sohin mehr als zwei Wochen nach Kundmachung der 

eben auszugsweise wiedergegebenen Verordnung – erstattete die Oberösterrei-

chische Landesregierung eine Äußerung hinsichtlich der vom Verfassungsge-

richtshof in seinem Beschluss vom 12. Dezember 2016, E 1242/2016-16, darge-

legten Bedenken. Dabei trat die Oberösterreichische Landesregierung den 

Bedenken im Wesentlichen unter Hinweis auf das Erkenntnis VfSlg. 14.938/1997 

entgegen und stellte den Antrag, die in Prüfung gezogene Wortfolge der Oberös-

terreichischen Bau-Übertragungsverordnung nicht als gesetzwidrig aufzuheben. 

Einen Hinweis auf die mit LGBl. 10/2017 angeordnete, rückwirkende Änderung 

der Oberösterreichischen Bau-Übertragungsverordnung enthielt die Äußerung 

der Oberösterreichischen Landesregierung nicht. 

6. Die im verfassungsgerichtlichen Beschwerdeverfahren beteiligte Partei erstat-

tete eine Äußerung, in der sie beantragt, das zu V 1/2017 protokollierte Verord-

nungsprüfungsverfahren einzustellen. 

II. Rechtslage 

§ 40 Oberösterreichische Gemeindeordnung 1990, LGBl. 91/1990, in der Fassung 

LGBl. 90/2013 ("Oö. GemeindeO 1990"), lautet: 

"§ 40 
Eigener Wirkungsbereich 

 
(1) Gemäß Art. 118 Abs. 2 B-VG umfaßt der eigene Wirkungsbereich neben den 
im § 1 Abs. 2 angeführten Angelegenheiten alle Angelegenheiten, die im aus-
schließlichen oder überwiegenden Interesse der in der Gemeinde verkörperten 
örtlichen Gemeinschaft gelegen und geeignet sind, durch die Gemeinschaft 
innerhalb ihrer örtlichen Grenzen besorgt zu werden. Die Gesetze haben derarti-
ge Angelegenheiten ausdrücklich als solche des eigenen Wirkungsbereiches der 
Gemeinde zu bezeichnen. 
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(2) Gemäß Art. 118 Abs. 3 B-VG sind der Gemeinde zur Besorgung im eigenen 
Wirkungsbereich die behördlichen Aufgaben insbesondere in folgenden Angele-
genheiten gewährleistet:  
1. Bestellung der Gemeindeorgane unbeschadet der Zuständigkeit überörtlicher 
Wahlbehörden; Regelung der inneren Einrichtungen zur Besorgung der Gemein-
deaufgaben; 
2. Bestellung der Gemeindebediensteten und Ausübung der Diensthoheit unbe-
schadet der Zuständigkeit überörtlicher Disziplinar-, Qualifikations- und Prü-
fungskommissionen; 
3. örtliche Sicherheitspolizei (Art. 15 Abs. 2 B-VG); örtliche Veranstaltungspolizei; 
4. Verwaltung der Verkehrsflächen der Gemeinde; örtliche Straßenpolizei; 
5. Flurschutzpolizei; 
6. örtliche Marktpolizei; 
7. örtliche Gesundheitspolizei, insbesondere auch auf dem Gebiete des Hilfs- und 
Rettungswesens sowie des Leichen- und Bestattungswesens; 
8. Sittlichkeitspolizei; 
9. örtliche Baupolizei, soweit sie nicht bundeseigene Gebäude, die öffentlichen 
Zwecken dienen (Art. 15 Abs. 5 B-VG), zum Gegenstand hat; örtliche Feuerpoli-
zei; örtliche Raumplanung; 
10. öffentliche Einrichtungen zur außergerichtlichen Vermittlung von Streitigkei-
ten; 
11. freiwillige Feilbietungen beweglicher Sachen. 
 
(3) Die Gemeinde hat die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches im 
Rahmen der Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Landes in eigener 
Verantwortung frei von Weisungen und unter Ausschluß eines Rechtsmittels an 
Verwaltungsorgane außerhalb der Gemeinde zu besorgen. Dem Land kommt 
gegenüber der Gemeinde bei Besorgung ihres eigenen Wirkungsbereiches, 
soweit es sich nicht um Angelegenheiten aus dem Bereich der Bundesvollziehung 
handelt, ein Aufsichtsrecht zu.  
 
(4) Auf Antrag einer Gemeinde kann die Besorgung einzelner Angelegenheiten 
des eigenen Wirkungsbereiches, soweit es sich nicht um Angelegenheiten aus 
dem Bereich der Bundesvollziehung handelt, durch Verordnung der Landesregie-
rung auf eine staatliche Behörde übertragen werden. Soweit durch eine solche 
Verordnung eine Zuständigkeit auf eine Bundesbehörde übertragen werden soll, 
bedarf sie der Zustimmung der Bundesregierung. Eine solche Verordnung ist 
aufzuheben, sobald der Grund für ihre Erlassung weggefallen ist. Die Übertra-
gung erstreckt sich nicht auf das Verordnungsrecht nach § 41. 
 
(5) Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Gemeinde sind solche des 
eigenen Wirkungsbereiches. Dazu gehören insbesondere die Wahrnehmung der 
die Gemeinde als selbständiger Wirtschaftskörper oder auf Grund einer ihr in 
diesem Gesetz eingeräumten Parteistellung treffenden Rechte und Pflichten 
sowie die Stellung von Anträgen und die Abgabe von Äußerungen. Ausgenom-
men vom eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde sind  
a) diejenigen Aufgaben, die ausdrücklich als solche des übertragenen Wirkungs-
bereiches bezeichnet sind, 
b) die Kundmachung von Verordnungen der Gemeinde in Angelegenheiten des 
übertragenen Wirkungsbereiches (§ 94), 
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c) die Vollstreckung (§ 96) sowie 
d) die Kundmachung einer Verordnung der Landesregierung gemäß § 101 
Abs. 3." 
 

III.  Bedenken des Gerichtshofes 

1. Im Verordnungsprüfungsverfahren sind im Verfassungsgerichtshof Bedenken 

ob der Gesetzmäßigkeit des Art. II Z 1 der Verordnung der Oberösterreichischen 

Landesregierung, mit der die Oberösterreichische Bau-Übertragungsverordnung 

geändert wird, LGBl. 10/2017, entstanden. 

2. Der Verfassungsgerichtshof geht vorläufig davon aus, dass das zu V 1/2017 

protokollierte Verordnungsprüfungsverfahren zulässig ist und der Verfassungsge-

richtshof die durch LGBl. 10/2017 rückwirkend mit 1. Juli 2003 erfolgte Änderung 

der Oberösterreichischen Bauübertragungsverordnung bei seiner Entscheidung 

in dem zu V 1/2017 protokollierten Verordnungsprüfungsverfahren anzuwenden 

hätte. 

3. Der Verfassungsgerichtshof hegt gegen die hiemit in Prüfung gezogene Z 1 des 

Art. II der Verordnung der Oberösterreichischen Landesregierung, mit der die 

Oberösterreichische Bau-Übertragungsverordnung geändert wird, LGBl. 10/2017, 

folgende Bedenken: 

3.1. Nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes kann ein Gesetz- 

oder Verordnungsgeber seine Tätigkeit ungeachtet eines beim Verfassungsge-

richtshof anhängigen Prüfungsverfahrens ausüben, insbesondere kann er eine in 

Prüfung gezogene Gesetzes- oder Verordnungsbestimmung aufheben oder 

abändern und dadurch insofern Einfluss auf das Normenkontrollverfahren 

nehmen, als der Verfassungsgerichtshof nach Maßgabe der Art. 140 Abs. 4 bzw. 

Art. 139 Abs. 4 B-VG auszusprechen hat, dass die in Prüfung gezogene Gesetzes- 

oder Verordnungsbestimmung gesetz- bzw. verfassungswidrig war. Der Verfas-

sungsgerichtshof hat in seiner Rechtsprechung aber in diesem Zusammenhang 

wiederholt betont, dass dem Gesetz- bzw. Verordnungsgeber insoweit Grenzen 

gesetzt sind, als in ein vom Verfassungsgerichtshof amtswegig eingeleitetes 

Gesetzes- oder Verordnungsprüfungsverfahren nicht prozesshindernd eingegrif-

fen werden darf (vgl. VfSlg. 10.091/1984, 14.895/1997). Von einer solchen 

Konstellation ist nach vorläufiger Auffassung des Verfassungsgerichtshofes 
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insbesondere auch dann auszugehen, wenn der Verordnungsgeber – ohne eine 

entsprechende gesetzliche Grundlage – versucht, die vom Verfassungsgerichts-

hof als möglicherweise gesetzwidrig beanstandete Verordnungsbestimmung 

rückwirkend zu sanieren. Nach der vorläufigen Auffassung des Verfassungsge-

richtshofes dürften diese Überlegungen auf den vorliegenden Fall zutreffen. 

3.2.1. Der Verfassungsgerichtshof geht vorläufig davon aus, dass die Verordnung 

der Oberösterreichischen Landesregierung, mit der die Oberösterreichische Bau-

Übertragungsverordnung geändert wird, LGBl. 10/2017, eine Verordnung auf 

Grundlage des § 40 Abs. 4 Oö. GemeindeO 1990 ist. Diese Bestimmung dient – 

wie der Verfassungsgerichtshof bereits in seinem Beschluss vom 12. Dezember 

2016, E 1242/2016-16, dargelegt hat – der Ausführung des Art. 118 Abs. 7 B-VG 

(vgl. AB 228/1965 BlgLT [OÖ], 19. GP). 

3.2.2. Die in Prüfung gezogene Z 1 des Art. II der Verordnung der Oberösterrei-

chischen Landesregierung, mit der die Oberösterreichische Bau-

Übertragungsverordnung geändert wird, LGBl. 10/2017, ordnet hinsichtlich des 

Art. I Z 1 dieser Verordnung das Inkrafttreten mit 1. Juli 2003 an. Da die in Rede 

stehende Verordnung am 31. Jänner 2017 im Landesgesetzblatt kundgemacht 

wurde, geht der Verfassungsgerichtshof vorläufig davon aus, dass mit der in 

Prüfung gezogenen Ziffer ein rückwirkendes Inkrafttreten des Art. I Z 1 leg.cit. 

mit 1. Juli 2003 angeordnet wurde. 

Gemäß der ständigen Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes ist eine 

Rückwirkung von Verordnungen nur zulässig, wenn dazu das Gesetz ausdrücklich 

ermächtigt (vgl. zB VfSlg. 12.943/1991, 13.370/1993, 15.675/1999, 

17.773/2006); die Anordnung einer Rückwirkung muss sohin von der Ermächti-

gungsgrundlage umfasst sein. Der Verfassungsgerichtshof geht vorläufig davon 

aus, dass weder Art. 118 Abs. 7 B-VG noch § 40 Abs. 4 Oö. Gemeindeordnung 

1990, auf deren Grundlage – wie dargelegt – die Verordnung der Oberösterrei-

chischen Landesregierung, mit der die Oberösterreichische Bau-

Übertragungsverordnung geändert wird, LGBl. 10/2017, erlassen wurde, eine 

Ermächtigung zur rückwirkenden Erlassung derartiger Verordnungen erteilt. 

Auch sonst ist für den Verfassungsgerichtshof vorläufig keine gesetzliche Grund-

lage ersichtlich, auf welche die Oberösterreichische Landesregierung das rück-

wirkende Inkrafttreten von Teilen der Verordnung der Oberösterreichischen 

Landesregierung, mit der die Oberösterreichische Bau-Übertragungsverordnung 

geändert wird, LGBl. 10/2017, hätte stützen können. Aus den dargelegten Grün-
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den scheint Art. II Z 1 der Verordnung der Oberösterreichischen Landesregie-

rung, mit der die Oberösterreichische Bau-Übertragungsverordnung geändert 

wird, LGBl. 10/2017, gesetzwidrig zu sein. 

 

IV. Ergebnis 

1. Der Verfassungsgerichtshof hat daher beschlossen, Art. II Z 1 der Verordnung 

der Oberösterreichischen Landesregierung, mit der die Oberösterreichische Bau-

Übertragungsverordnung geändert wird, LGBl. 10/2017, von Amts wegen auf 

seine Gesetzmäßigkeit zu prüfen. 

2. Ob die Prozessvoraussetzungen vorliegen und die dargelegten Bedenken 

zutreffen, wird im Verordnungsprüfungsverfahren zu klären sein. 

3. Dies konnte gemäß § 19 Abs. 4 VfGG ohne mündliche Verhandlung in nichtöf-

fentlicher Sitzung beschlossen werden. 

Wien, am 28. Juni 2017 

Der Präsident: 

Dr. HOLZINGER 

 

 

Schriftführerin: 

Mag. PRIEWASSER 
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